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KOMMUNEN

Die kommunalen Haushalte 
im Rahmen selektiver Fiskalpolitik
Friedei Brückmann, Jürgen Kromphardt, Gießen

In der politischen Auseinandersetzung um die günstigste fiskalpolitische Strategie wird immer wieder 
eine selektive Steuerung der konjunkturellen Entwicklung als Alternative zur traditionellen Global­
steuerung verlangt. Mit dieser Forderung treten insbesondere SPD-Politiker und Gewerkschaftler her­
vor1). Tatsächlich sprechen einige Überlegungen für diese gezielte konjunkturpolitische Steuerung.

Obwohl Wirtschaftsminister Friderichs und auch 
der Sachverständigen rat in offiziellen Äuße­

rungen eher eine ablehnende Haltung gegenüber 
einer regionalen Fiskalpolitik einnehm en2), hat 
sich in der Gestaltung der faktischen Konjunktur­
politik ein Wandel vollzogen; immer deutlicher 
treten gezielte konjunkturelle Förderungen spe­
zieller Regionen und auch Branchen in den Vor­
dergrund. Den Hoheitsträgern von Regionen, 
nämlich den Ländern und Gemeinden, könnte 
hierbei eine wachsende Bedeutung als konjunktur­
politischer Träger zukommen. Die Einbeziehung 
der Gemeinden in die Konjunkturpolitik wird je­
doch durch eine Inkompatibilität von kommunalen 
und gesamtwirtschaftlichen Interessen behindert.

Die konjunkturtheoretischen Ansätze beziehen sich 
meist auf ein „wonderland of no spatial dimen- 
sions“ 3), d. h. der Faktor Raum wird ausgeklam­
mert. Die Konjunkturforschung wie auch die Kon-

Vgl. z. B. S P D -O rientierungsrahm en für d ie  Jahre 1975-1985, 
Abschnitt 4.1.4.; H. E h r e n b e r g :  N otw endigkeit und M ö g ­
lichkeit e iner d iffe renzierten  Anw endung des kon jun ktu rp o liti­
schen Instrum entarium s, in: M ate ria lien  zum O rientieru ngsrah­
men ’85 d er SPD, Them a W irtschaftspolitik , P. O e r t z e n  u .a .  
(Hrsg.). Bonn-Bad G odesberg 1974, S. 177 ff.; vgl. C. S c h ä f e r ,  
H.  T o f a u t e :  Z u r Prob lem atis ierung der aktuellen  und zu ­
künftigen F inanzp olitik , in: W S I-M itte ilu n g en  4/1976, S. 188.

2) V g l. H. F r i d e r i c h s :  M ut zum  M arkt, W irtschaftspolitik  
ohne Illusionen, S tuttgart 1974, S. 15; Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesam tw irtschaftlichen Entw icklung: Jahres­
gutachten 1972, S. 96.

3) W . I s a r d : Location and S pace-Econom y, C am bridge (Mass.) 
1965, S. 25 f.

Prof. Dr. Jürgen Kromphardt, 43, ist Ordina­
rius für Volkswirtschaftslehre an der Justus- 
Liebig-Universität in Gießen. Friedei Brück­
mann, 26, Dipl.-Volkswirt, is t wissenschaft­
licher M itarbeiter am dortigen Lehrstuhl für 
Volkswirtschaftlehre V.

junkturpolitik  sind fast ausschließlich auf die 
großen gesamtwirtschaftlichen Aggregate ausge­
richtet, ohne sich auf Teilbereiche der volksw irt­
schaftlichen Entwicklung zu beziehen. Aber schon 
die Tatsache, daß sich in einer Volkswirtschaft als 
Folge der räumlichen Arbeitsteilung verschiedene 
Wirtschaftsstrukturen herausgebildet haben, führt 
zu Unterschieden in der regionalen Konjunktur- 
reagibilität. D. h. einzelne Regionen weichen in 
ihrer konjunkturellen Entwicklung deutlich von der 
Gesamtentwicklung ab, die als gewogener Durch­
schnitt dieser Konjunkturverläufe berechnet wird. 
Diese Unterschiede äußern sich einmal in einer 
Phasenverschiebung und weiter als intensitäts- 
mäßige Abweichung regionaler und gesamtwirt­
schaftlicher Konjunkturzyklen 4).

Nachteile der Globalsteuerung

Richtet man die Konjunkturpolitik an der Gesamt­
entwicklung aus und setzt antizyklische Maßnah­
men global ein, so werden dadurch auch jene 
Wirtschaftsräume berührt, in denen eine zufrieden­
stellende konjunkturelle Situation — etwa gemes­
sen am Auslastungsgrad des Produktionspoten­
tials — zu registrieren war. Während diese Re­
gionen im Grunde überhaupt keiner konjunktur­
politischen Einwirkung bedürfen, wäre in ande­
ren — besonders empfindlichen — Wirtschaftsräu­
men ein überdurchschnittlicher Einsatz stabilitäts­
politischer Maßnahmen nötig.

Eine weitere Schwierigkeit global angelegter Kon­
junkturpolitik besteht darin, daß sie die einzelnen 
Regionen ungleichmäßig trifft, d. h. die stabilitäts­
politischen Maßnahmen wirken räumlich aneutral.

*) V g l. h ierzu z. B. d ie  Unterschiede d er K onjunkturverläu fe von 
Niedersachsen und d er B u ndesrepublik  bei L. H ü b I , R. E r t e l :  
Überlegungen zur R egionalis ierung d e r K o nju nkturpolitik , In: 
W IR TS C H A FTS D IE N S T, 55. Jg. (1975), H. 11, S. 562.
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KOMMUNEN

Dies g ilt zwar auch für die G e ldpo litik5), aber ins­
besondere fü r die hier interessierende konjunk­
turell ausgerichtete Haushaltspolitik der öffent­
lichen Hand. Denn im Rahmen fiskalpolitischer 
Maßnahmen muß „jede Mark an einem bestimm­
ten O rt“ ausgegeben werden 6), so daß eine aus 
konjunkturpolitischen Gründen veränderte Inve­
stitionsausgabe als Folge räumlich determ inierter 
Eingriffspunkte und als Konsequenz raumspezi­
fischer Multiplikatorwirkungen regional differen­
ziert w irk t7).

Es liegt deshalb nahe, einerseits die konjunktur­
politischen Mittel auf jene Gebiete zu konzen­
trieren, die von der konjunkturellen Entwicklung 
besonders betroffen sind, oder aber die Maßnah­
men auf solche Regionen auszurichten, in denen 
als Folge der raumspezifisch großen M ultiplikator­
wirkungen besonders starke Anstoßeffekte für die 
Gesamtwirtschaft zu erwarten sind. Durch diese 
Konzentration der wirtschaftspolitischen Maßnah­
men auf konjunkturell wichtige Wirtschaftsräume 
könnten die angestrebten gesamtwirtschaftlichen 
Effekte m it geringerem Mitteleinsatz erreicht wer­
den als bei global angelegten Maßnahmen, d. h. die 
Effizienz der Stabilitätspolitik würde wachsen 8).

Regionalisierte Konjunkturpolitik

Als Ansatzpunkt einer regionalisierten Konjunktur­
politik ist die Geldpolitik nicht geeignet, da sich 
die Geld- und Kapitalmärkte räumlich kaum oder 
gar nicht abgrenzen lassen. Im fiskalpolitischen 
Bereich wiederum empfiehlt sich für die Regionali­
sierung der Konjunkturpolitik eher die Ausgaben­
politik als die Einnahmenpolitik. Denn raumspezi­
fische Steuererleichterungen z. B. sind zwar mög­
lich und werden auch praktiziert, doch die kon­
junkturelle Wirkung dieser Maßnahme ist unsi­
cher und kaum abschätzbar. Als konjunkturpoli­
tisches Einwirkungsinstrument erscheint die Aus­
gabenpolitik noch am günstigsten, da sie — ohne 
den konjunkturell schwer abschätzbaren „Umweg“ 
über das Konsum- und Investitionsverhalten pri­
vater Wirtschaftssubjekte — direkt und konzen­
triert in bestimmten Räumen eingesetzt werden 
kann.

Innerhalb der öffentlichen Ausgaben sind nur 
wenige Komponenten fü r konjunkturpolitische

5) V g l. dazu D. C. R a o :  S e lective  cred it po licy: ls it justitied  
and can it w ork?, in: The Journal of F inance, 1972, S. 473 f.

6) V g i. H. Z i m m e r m a n n :  ö ffen tlich e  Ausgaben und reg io­
nale W irtschaftsentw icklung, Tüb ingen 1970, S. 85.

7) V g l. dazu Näheres bei G. Z a b e l :  M öglichkeiten  selektiver 
Konjunkturpolitik , Köln 1975, S. 29.

8) So auch S. E n g e r m a n :  R egional Aspects of Stab ilisation  
Policy, in: R. A. M u s g r a v e  (Hrsg.): Essays in F iscal Feder-
alism, W ashington 1965, S. 53 ff.; vgl. auch E. N o w o t n y :
Formen, Ursachen und w irtschaftliche Relevanz regional unter­
schiedlicher K onju nkturreag ib ilitä t, in: H. K. S c h n e i d e r u. a.
(Hrsg.): S tab ilis ierungspo litik  in der M arktw irtschaft, Schriften  
des Vereins für S o c ia lp o litik , NF Bd. 85/II, B erlin  1975, S. 1407 
und 1410.

Zwecke flexibel e insetzbar9). Noch am ehesten 
lassen sich die öffentlichen Investitionen variieren. 
Etwa zwei Drittel a ller öffentlichen Investitionen 
werden von den Gemeinden getätigt. Hieraus und 
aus der Tatsache, daß als Hoheitsträger von Re­
gionen neben den Ländern die Kommunen auf- 
treten, ergibt sich schon die Notwendigkeit, die 
Gemeindehaushaltspolitik in eine regionalisierte 
Konjunkturpolitik einzubeziehen.

Die Konjunkturprogramme 1974/75

Die in der Krise 1974/75 einsetzenden Programme 
enthielten folgende gemeindebezogenen Ele­
m ente10):

□  Im „Sonderprogramm für Gebiete mit speziel­
len Strukturproblemen“ (Februar 1974) stellte die 
Bundesregierung 300 Mill. DM für Infrastruktur­
investitionen in solchen Gemeinden zur Verfügung, 
in denen die Arbeitslosigkeit besonders stark aus­
geprägt war. An diesem Programm beteiligten sich 
die Länder mit nochmals 300 Mill. DM, so daß die 
konjunkturell sehr belasteten Gemeinden insge­
samt 600 Mill. DM an Investitionszuschüssen ver­
wenden konnten.

□  Im Rahmen des „Sonderprogramms zur regio­
nalen und lokalen Abstützung der Beschäftigung“ 
(September 1974) setzte der Bund 430 Mill. DM ein. 
Diese Mittel enthielten Zuschüsse für kommunale 
Infrastrukturmaßnahmen in Höhe von 180 Mill. DM. 
Die Länder verdoppelten den Betrag durch Eigen­
leistungen, so daß den Gemeinden 360 Mill. DM 
an Investitionszuschüssen zur Verfügung standen. 
Geht man davon aus, daß die Kommunen — wie 
für Nordrhein-Westfalen nachgewiesen n ) — einen 
Kostenanteil von etwa 40 %  der geförderten Maß­
nahmen selbst finanzierten, so wurden durch die­
ses Programm zusätzliche Ausgaben auf Ge­
meindeebene in Höhe von etwa 600 Mill. DM 
initiiert. Der Bund verteilte seine Mittel (180 Mill. 
DM) an die Länder gemäß ihrem jeweiligen Anteil 
an der Gesamtarbeitslosigkeit, und diese leiteten 
die Gelder in jene Gemeinden, deren Arbeits­
losenquote mindestens 0,5 %  über dem Landes­
durchschnitt lag.

□  Das Hauptelement des „Programms zur Förde­
rung von Beschäftigung und Wachstum bei Stabili­
tä t“ (Dezember 1974) war die Investitionszulage. 
Im Rahmen dieser Maßnahme wurden alle Investi­
tionen mit 7,5 %  der Kosten bezuschußt, wenn sie

9) V g l. h ierzu J. M a a ß :  D ie  F lexb ilitä t der Staatsausgaben, 
O pladen 1973; D. E w r i n g m a n :  Die F lex ib ilitä t öffentlicher 
Ausgaben — Eine Analyse d er Restriktionen ausgabepolitischer 
H andlungssp ie lräum e, G öttingen 1975.
10) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung d er gesam tw irt­
schaftlichen Entw icklung: Jahresgutachten 1975, S. 94 ff.; Bundes- 
m inisterium  der F inanzen: F inanzbericht 1976, Bonn 1976, 
S. 221 ff.

H ) V g l. G. Z a b e l  : Antizyklische F inanzp o litik  1975, in: W IS U  
3/1975, S. 142.
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in der Zeit zwischen 30. November 1974 und 1. Juli 
1975 bestellt wurden. Die Gemeinden waren von 
diesem konjunkturpolitischen Instrument insofern 
betroffen, als hierdurch das Einkommen- und Kör­
perschaftsteueraufkommen um etwa 7 bis 8 Mrd. 
DM verm indert wurden. Da die Kommunen mit 
einem Anteil von 14 %  am Einkommensteuerauf­
kommen beteiligt sind, wurden also auch sie zur 
Finanzierung dieser konjunkturpolitischen Maß­
nahme herangezogen. Die anderen Elemente die­
ses Programms berührten nicht die Gemeinden in 
ihrer Funktion als konjunkturpolitische Akteure.

□  Das „Programm zur Stärkung von Bau- und 
anderen Investitionen“ (August 1975) stellte mit 
einem Volumen von 5,75 Mrd. DM das mit Abstand 
bedeutendste konjunkturpolitische Ausgabenpaket 
in der Krise 1974/75 dar. Fast die Hälfte der Mittel 
wurden für kommunale Investitionen bereitgestellt, 
nämlich 2,45 Mrd. DM für den Ausbau der kommu­
nalen Infrastruktur; zusätzlich wurden für diesen 
Zweck Darlehen in Höhe von 0,5 Mrd. DM an die 
Gemeinden vergeben. Bund und Länder teilten 
sich die Finanzierung dieser Maßnahmen, während 
die Gemeinden nur 0,25 Mrd. DM für diese Inve­
stitionen einsetzten.

Insgesamt sind diese Programme dadurch gekenn­
zeichnet, daß sie sich auf die Ausgabenseite der 
öffentlichen Hand konzentrierten. Die Investitions­
zulage — als einnahmepolitisches Instrument — 
kann schon fast als Besonderheit der Konjunktur­
programme in der Krise 1974/75 angesehen wer­
den. An dieser Maßnahme entzündete sich übri­
gens auch die schärfste Kritik. So wurde insbe­
sondere bezweifelt, ob dieser konjunkturelle Im­
puls zur rechten Zeit wirksam würde (Ausreifungs­
zeit der Investitionen)12) und ob der tatsächliche 
Impuls in einer akzeptablen Relation zu dem Ein­
satz öffentlicher Mittel steht. Immerhin entstand 
für die öffentliche Hand ein Aufwand von 7 bis 
8 Mrd. DM, der sich als Einnahmeverlust in den 
öffentlichen Kassen niederschlägt. Da hierm it zum 
großen Teil auch solche Investitionen gefördert

12) D ie m it d ieser M aßnahm e erstrebte Schaffung bzw. Absiche­
rung von A rbe itsp lätzen w ird  einerseits  erst durch d ie  tatsäch­
liche Investitionserstellung und andererseits — sow eit E rw eite­
rungsinvestitionen vorgenom m en w erden — erst m it Fertigste l­
lung der Investitionen erreicht.

wurden, die ohnehin durchgeführt worden wären, 
muß man sich fragen, ob diese Mittel nicht kon­
junkturpolitisch effizienter hätten genutzt werden 
können 13).

Verteilung der Mittel

Die in den Konjunkturprogrammen enthaltenen 
Maßnahmen orientierten sich nicht an den Multi­
plikatoreffekten der Regionen. D. h. die oben an­
gedeutete Möglichkeit, die Konjunkturpolitik auf 
solche Räume auszurichten, die erfahrungsgemäß 
aufgrund ihrer hohen Multiplikatoreffekte starke 
konjunkturelle Anstoßwirkungen erwarten las­
sen 14), wurde nicht genutzt. Man hat die Konjunk­
tu rpo litik  nur reaktiv an bestehenden konjunktu­
rellen Ungleichgewichten in den verschiedenen 
Regionen orientiert. Dagegen wurde die unter­
schiedliche räumliche Konjunkturreagibilität nicht 
bewußt als Strategievariable einer differenziert 
einsetzenden Konjunkturpolitik angewandt.

Es wurde weiter deutlich, daß die konjunkturell 
begründeten zusätzlichen Ausgaben zu einem 
sehr großen Teil auf Gemeindeebene getätigt wur­
den. Als Auswahlkriterium für die Verteilung der 
finanziellen Mittel wurde die Abweichung der re­
gionalen Arbeitslosenrate von der durchschnitt­
lichen Beschäftigungssituation eingesetzt. Da als 
wichtigster Finanzier der Gemeindeinvestitionen 
Bund und Länder auftraten und die Mittelvergabe 
an bestimmte Bedingungen geknüpft war, kann 
man die Kommunen nur bedingt als konjunktur­
politische Akteure bezeichnen. Offensichtlich waren 
sie nicht Träger dieser Entscheidungen, sondern 
fungierten nur als Vollzugsorgane.

Die konjunkturpolitische Wirkung der geförderten 
Projekte hing auch von der Bereitschaft der Ge­

!3) V g l. auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt­
w irtschaftlichen Entw icklung: Jahresgutachten 1976, S. 112.

14) Untersuchungen d er kon junkturellen Entw icklung d er nord­
deutschen Küstenländer und Baden-W ürttem bergs zeigen z. B., 
daß m it w achsender reg iona ler W irtschaftskraft d ie  Konjunktur­
reag ib ilitä t zunim m t. Für N orddeutschland vgl. W . S t ö c k -  
m a n n :  R eg io na le  Konjunkturproblem e — Das B eisp iel der 
norddeutschen Küstenländer, G öttingen 1970; für B aden-W ürttem ­
berg vgl. L. R a i l ,  H.  M a n e v a l :  K onjunkturelle  Aspekte 
der w irtschaftlichen Entw icklung in Baden-W ürttem berg , in: 
A. E. O t t  (H rsg.): W irtschaftliche Problem e des Landes Baden- 
W ürttem berg, Tüb ing en  1974; vgl. auch H. H o f f  m a n n :  Be­
deutung und Erklärung reg iona ler K onjunkturphänom ene, Bo­
chum 1975; E. N o w o t n y ,  a. a. O ., S. 1392.

KO NU U N KTUR 
VON M O R G E N

D e r  v ie r z e h n tä g l ic h  e r s c h e in e n d e  K u r z b e r ic h t  d e s  H W W A  -  In s t itu t  f ü r  W ir t s c h a f t s ­
fo r s c h u n g  -  H a m b u rg  ü b e r  d ie  B in n e n -  u n d  W e ltk o n ju n k tu r  u n d  d ie  R o h s to f fm ä r k te

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  H A M B U R G
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meinden ab, eigene Mittel einzusetzen, um somit 
das finanzielle Volumen der Programme noch zu 
steigern. Weiterhin war es notwendig, daß die 
Kommunen sehr früh ausgearbeitete Pläne („Schub­
ladenprogramme“ ) vorlegten, um die Aufträge — 
etwa an die Bauwirtschaft — schnell vergeben zu 
können. Sehr engagierte Kommunalpolitiker in den 
Räumen mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit 
konnten also durch entsprechende Aktivitäten (Mo­
bilisierung gemeindlicher Mittel und rasches Vor­
legen baureifer Pläne) einen besonders großen 
Anteil dieser konjunkturpolitischen Fördermittel für 
die eigene Gemeinde gewinnen, ln diesem abge­
schwächten Sinne waren also auch die Gemeinden 
konjunkturpolitisch aktiv.

Gesamtwirtschaftliche vs. gemeindliche Ziele

Die konkrete Ausgestaltung der Konjunkturpro­
gramme weist darauf hin, daß die konjunkturpoli­
tischen Entscheidungsträger die Bedeutung der 
Gemeindehaushaltspolitik fü r die konjunkturelle 
Entwicklung erkannt haben. Die Gemeindepolitiker 
selbst traten aber fast ausschließlich als ausfüh­
rende Organe der auf Landes- und Bundesebene 
getroffenen Entscheidungen auf. Es ste llt sich des­
halb die Frage, ob nicht auch die Kommunalpoli­
tiker ein stärkeres Engagement für das Konjunk­
turziel entwickeln könnten, was eine Erhöhung des 
Volumens der Konjunkturprogramme durch Ge­
meindemittel ermöglichte und den stabilitätsorien­
tierten Einsatz der finanziellen Mittel sicherstellte, 
ohne daß die Autonomie der Gemeindehaushalts­
politik gefährdet wird. Diese Gefahr besteht, weil 
auf Landes- und Bundesebene über die im Rah­
men der Konjunkturprogramme zu fördernden Pro­
jekte entschieden wird, so daß die Bewilligung von 
Zuschüssen durch Bund oder Land die ausgaben­
politischen Entscheidungen der betroffenen Ge­
meinden präjudizieren.

Die Ausrichtung der Gemeindehaushaltspolitik an 
dem Konjunkturziel durch die Gemeindepolitiker 
selbst setzt jedoch voraus, daß die kommunalen 
Entscheidungsträger überhaupt an konjunkturellen 
Zielen interessiert sind. Aber auch wenn diese 
Bedingung erfüllt ist, muß man prüfen, ob andere 
Gemeindeziele m it dem Stabilitätsziel in Konflikt 
geraten bzw. welches Gewicht diese konfligären 
Ziele gegenüber dem Konjunkturziel haben.

Es bereitet keine Schwierigkeiten, plausibel zu 
machen, daß die erste Bedingung erfü llt ist. In der 
Regel ist wohl kein Gemeindepolitiker an Arbeits­
losigkeit und/oder Preisniveausteigerungen inter­
essiert. Schwieriger ist es, die Rangordnung des 
gesamtwirtschaftlichen Stabilitätsziels — mit den 
beiden Komponenten Vollbeschäftigung und Preis­
niveaustabilität — „innerhalb der kommunalen Prä­
ferenzliste zu orten“ . Denn die Interessen der Ge­

meindepolitiker konzentrieren sich natürlich auf ihr 
Hoheitsgebiet, während gesamtwirtschaftliche Ziele 
im Konfliktfall vernachlässigt werden.

Das hierm it angesprochene Spannungsverhältnis 
zwischen gemeindebezogenen und gesamtwirt­
schaftlichen Zielen äußert sich z. B. im Falle der 
vorher diskutierten expansiven Konjunkturpro­
gramme in der Rezession 1974/75 darin, daß natür­
lich jede Gemeinde einen besonders großen An­
teil aus dem „Topf der finanziellen M itte l“ dieser 
Konjunkturprogramme fü r sich gewinnen möchte, 
und zwar unabhängig von der Überlegung, ob die 
in der eigenen Kommune ausgelösten konjunktu­
rellen Impulse auch gesamtwirtschaftlich erwünscht 
sind.
In der Beziehung zwischen den Zielen Preisniveau­
stabilität und dem auf das Gemeindegebiet bezo­
genen wirtschaftlichen Wachstum äußert sich das 
Verhältnis zwischen gesamtwirtschaftlichen und 
kommunalen Interessen als Konflikt. Der Zusam­
menhang zwischen kommunaler Haushaltspolitik 
und der Entwicklung des Preisniveaus ist wahr­
scheinlich für den Gemeindepolitiker noch ersicht­
lich, wenn er die Budgetgestaltung der Kommune 
insgesamt als Aggregat betrachtet. Der Kommunal­
politiker und insbesondere der ihn wählende Ge­
meindebürger wird jedoch in der Haushaltspolitik 
der eigenen Gemeinde keine Determinante des 
gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus erkennen, da 
sich die Wirkungen der Haushaltspolitik einer ein­
zelnen Kommune kaum oder überhaupt nicht auf 
das Preisniveau niederschlagen. Andererseits wä­
ren die Bemühungen einer Kommune, durch eine 
entsprechende Haushaltspolitik das Preisniveau 
zu stabilisieren, mit starken externen Effekten ver­
bunden, d. h. der Erfolg einer stabilitätsorientierten 
kommunalen Budgetpolitik läßt sich nicht auf das 
Gemeindegebiet regionalisieren.

Wachstumspolitische Ausrichtung

Genau diese Möglichkeit, dem Wähler nachweis­
bare Erfolge kommunalpolitischer Tätigkeit vorzu­
weisen, bietet sich aber für den Gemeindepolitiker 
in einer wachstumspolitischen Ausrichtung kom­
munaler Haushaltspolitik. Schon optisch erkennt 
der Wähler die politische Aktivität auf Gemeinde­
ebene in dem Ausbau der kommunalen Infrastruk­
tur. Dagegen kann er für die Rückstellung begon­
nener Baumaßnahmen aus stabilitätspolitischen 
Gründen („S tabilitätsruinen“ ) kein Verständnis auf­
bringen, da er den Zusammenhang zwischen Ge­
meindehaushaltspolitik und Preisniveauentwick­
lung nicht registriert.

Durch die Erweiterung der gemeindlichen Infra­
struktur, die sich z. B. in dem großzügigen Erstel­
len von Straßen sowie in gut ausgebauten Versor- 
gungs- und Entsorgungseinrichtungen äußert, ver­
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bessert sich die Erlös- und insbesondere die 
Kostensituation der in der Gemeinde ansässigen 
Unternehmen. Außerdem werden durch diese 
wachstumsorientierte Politik der Kommune weitere 
Unternehmen zur Ansiedlung animiert, was die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer wie auch die 
Anzahl der gemeindlichen Arbeitsplätze erhöht, 
so daß das Aufkommen aus dem kommunalen 
Einkommensteueranteil steigt. Auch dies wird für 
den Gemeindebürger als positives Ergebnis kom- 
munalpolitischer Anstrengungen erkennbar.

Diese wenigen Hinweise machen schon deutlich, 
daß das auf die Gemeinde bezogene Wachstums­
ziel für die Kommunalpolitiker von besonderer Be­
deutung ist. Der Konflikt zwischen kommunalen 
und gesamtwirtschaftlichen Zielen wird offensicht­
lich, wenn die Gemeinden zugunsten des gesamt­
wirtschaftlich ausgerichteten Preisniveaustabilitäts­
ziels auf die Realisierung des gemeindebezogenen 
Wachstumsziels verzichten müßten. Dies ist meist 
im Boom und im Aufschwung der Fall, da in diesen 
Phasen des Konjunkturzyklus stabilitätspolitische 
Erfordernisse eine zurückhaltende Haushaltspolitik 
gebieten.

Aber gerade in jener konjunkturellen Situation 
steigen die Einnahmen wie auch der Verschul­
dungsspielraum der Kommunen, so daß sie nun 
auch günstigere Möglichkeiten vorfinden, geplante 
Projekte zu finanzieren, um die Anziehungskraft 
ihrer Gemeinde fü r Gewerbe- und Einkommen­
steuerzahler zu erhöhen. Wachstumsorientierte 
Absichten konfligieren hier also mit konjunkturel­
len Erfordernissen. Wird die haushaltspolitische 
Entscheidung den Kommunalpolitikern überlassen, 
so ist eine wachstumspolitische Ausrichtung der 
Budgetgestaltung auf Kosten einer konjunkturellen 
Orientierung zu erwarten.

Diese konjunkturw idrige Haushaltspolitik der Ge­
meinden läßt sich beheben, indem die übergeord­
neten Gebietskörperschaften Zwang ausüben. So 
können sie die Gemeinden über den Rechtsweg 
zur stabilitätsgerechten Budgetpolitik verpflichten; 
dies geschieht z. B. durch das Instrument der 
Schuldendeckelverordnung15). Die Kommunen 
können weiterhin durch äußere Anreize — etwa in 
Form von Zuschüssen, wie sie im Rahmen der Kon­
junkturprogramme gewährt werden — zur kon­
junkturgerechten Ausgabenpolitik angeregt wer­
den. Beide Wege tangieren das Föderalismus­
prinzip, das im Fail der Zwangsanwendung offen­
sichtlich ist. Auch die Einflußnahme auf die kom­
munale Ausgabenpolitik über Zuschüsse be­
schränkt die Ausgabenautonomie der Gemeinde­
politiker, da diese statt autonomer, den spezifi-

'5) V g l. V . A l e x a n d e r ,  F.  B r ü c k m a n n :  D ie Bedeutung  
d er Schuldendeckelverordnung unter dem Aspekt kom m unaler 
S chuldenpolitik , In: Sparkasse 1976, S. 247 ff.

sehen Bedürfnissen der Gemeinden entsprechen­
der Ausgaben jene Projekte vorziehen, die mit 
Zuschüssen von Land und Bund gefördert werden.

Ergebnisse

□  Die regionalen Konjunkturverläufe unterschei­
den sich von der gesamtwirtschaftlichen konjunk­
turellen Entwicklung. Eine global einsetzende Kon­
junkturpolitik zeigt in den einzelnen Regionen 
unterschiedliche Wirkungen. Die regionalen Beson­
derheiten (z. B. Konjunkturreagibilität) sollten des­
halb als Instrumentvariable einer selektiv einset­
zenden Fiskalpolitik angewandt werden. Im Rah­
men einer solchen Politik gewinnen die Gemein­
den eine wachsende Bedeutung.

□  Alle vier Konjunkturprogramme, die in der 
Krise 1974/75 eingesetzt wurden, bezogen die Ge­
meinden in die ausgabepolitischen Maßnahmen 
ein. Dies g ilt besonders fü r das vom Ausgaben­
volumen her bedeutendste Programm vom August
1975. Dabei wurden als Verteilungskriterium der 
konjunkturpolitischen Förderungsmittel nicht die 
in den Regionen auszulösenden kojunkturellen 
Impulse gewählt, sondern die registrierbare Ar­
beitslosenrate eines geographisch abgegrenzten 
Raums, womit sich diese Konjunkturpolitik als re­
aktive Strategie darstellte. Die Kommunen treten 
im Rahmen dieser Politik nicht als Entscheidungs­
träger konjunkturpolitischer Maßnahmen auf, viel­
mehr beschränkt sich ihre Rolle eher auf die von 
Vollzugsorganen überörtlicher Entscheidungen.

□  Daß die Kommunen nicht als eigenständige 
konjunkturpolitische Akteure agierten, ist insbe­
sondere auf den spezifischen kommunalen Ziel­
katalog zurückzuführen. Die Gemeindepolitiker 
sind zwar an gesamtwirtschaftlichen Zielen inter­
essiert, als noch wichtiger aber werten sie eigene 
gemeindliche Ziele. Zu diesen direkt auf die Kom­
mune bezogenen Zielen gehört das Wachstum der 
Gemeinde, das sich im großzügigen Infrastruktur­
ausbau und in der Ansiedlung neuer Unternehmen 
äußert. Stehen gesamtwirtschaftliche Ziele mit 
diesen gemeindebezogenen Zielen im Konflikt — 
und dies ist besonders im Boom und im Auf­
schwung der Fall —, so präferieren die Gemein­
den die spezifisch gemeindlichen Ziele auf Kosten 
des Konjunkturziels. Der daraus resultierenden 
stabilitätswidrigen Budgetpolitik der Gemeinden 
können die übergeordneten Gebietskörperschaften 
m it Hilfe von Zwang und/oder selektiven Anreizen 
begegnen. Letzteres ist durch eine bisher nicht 
bzw. kaum praktizierte konjunkturpolitische Aus­
richtung des kommunalen Zuweisungssystems 
möglich. In beiden Fällen sind die Grenzen zu 
beachten, die durch das in der Bundesrepublik 
institutionalisierte Föderalismusprinzip gezogen 
sind.
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